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Antrag 

der Abgeordneten Helmut Heiderich, Sibylle Pfeiffer, Dr. Christian Ruck, 

Peter Altmaier, Ingrid Fischbach, Hartwig Fischer (Göttingen), Frank Heinrich, 
Anette Hübinger, Jürgen Klimke, Stefan Müller (Erlangen), Klaus Riegert, 
Johannes Seile, Sabine Weiss (Wesel I), Dagmar G. Wöhrl, Volker Kauder, 
Gerda Hasselfeldt und der Fraktion der CDU/CSU 

sowie der Abgeordneten Dr. Christiane Ratjen-Damerau, Harald Leibrecht, 
Helga Daub, Dr. Edmund Peter Geisen, Joachim Günther (Plauen), Dr. Rainer 
Stinner, Rainer Brüderle und der Fraktion der FDP 


Wasser und Ernährung sichern 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Der Wasserbedarf von Menschen, Landwirtschaft, Industrie und Umwelt über- 
steigt nicht nur in vielen Entwicklungsländern, sondern inzwischen auch in 
manchem Industriestaat das Angebot. Setzen sich der Nachfrageanstieg und die 
Wassermanagementpraktiken unverändert fort, übersteigt der weltweite 
Wasserbedarf im Jahr 2030 das Angebot deutlich. Schon heute leben 1,6 Mil- 
liarden Menschen in Gegenden, in denen Wasser knapp ist. Bevölkerungs- 
wachstum und Klimaverändemngen zehren zudem gleichermaßen an den 
0,3 Prozent des Wassers auf der Erde, das trinkbar ist. 

Wasserressourcen sind global grundsätzlich in genügendem Ausmaß vorhan- 
den, um alle Nutzer, also Menschen und Ökosysteme, zu versorgen. Gründe für 
Wasserknappheit liegen oft in der lokalen Übernutzung, in der Verschwendung 
sowie in der ungleichen Verteilung dieser Ressource. Die Zahl der Gebiete, in 
denen insgesamt mehr Wasser entnommen wird, als sich durch Zufluss wieder 
anfüllt, wächst ständig, ln Teilen Indiens, Chinas, Zentralasiens oder in Nord- 
afrika und im Nahen und Mittleren Osten ist die Übernutzung zu einem akuten 
Problem geworden, aber auch einige Industriestaaten sehen sich mit dem Pro- 
blem der Wasserknappheit konfrontiert. 

Die Anzahl der von Wasserknappheit Betroffenen steigt weiter an und wird sich 
bis 2025 möglicherweise verdoppeln, ln den kommenden Jahrzehnten werden 
Bevölkerungszuwachs, die Verstädterung und die Industrialisierung sowie ein 
steigender Lebensstandard die Nachfrage nach Trinkwasser weiter erhöhen. 
Auch weim Schwellenländer wie China und Malaysia bereits Erfolge bei der 
Einsparung von Wasser durch eine Bewässerung erzielen, bei der die Pflanze 
nur dann Wasser bekommt, wenn sie es braucht, bleiben noch erhebliche Effi- 
zienzpotenziale in der Bewässerungswirtschaft ungenutzt. Wenn man berück- 
sichtigt, dass global gesehen 70 Prozent des entnommenen Wassers (in wasser- 
armen Regionen sogar bis zu 90 Prozent) für die Bewässerung in der Landwirt- 
schaft eingesetzt werden, wird deutlich, dass die zunehmende Verknappung 
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von Wasser ein kritischer Faktor für die Landwirtschaft ist. Derzeit geht in 
vielen Teilen der Welt das Wasser beim Transport zum Feld in maroden Kanä- 
len verloren. Und auch auf dem Feld versickern und verdunsten oft bis zu drei 
Viertel des Wassers. Ineffektive Bewässerungsmethoden, nicht angepasste 
Produktionstechniken und fehlende Infrastruktur verursachen enorme Verluste. 

ln wasserarmen Gebieten kaim zum Beispiel durch gezielten Ausbau der 
Wasserinfrastruktur und durch Schaffung effektiver Verwaltungsstrukturen die 
Nutzungseffizienz erheblich verbessert werden. In Dürregebieten können Ver- 
teilungsnetze, welche die Dörfer im Umkreis mit Hilfe von regionalen Wasser- 
werken und Transporteuren aus der Region mit Wasser versorgen, Abhilfe leis- 
ten. Auch ein effizientes Wassereinzugsgebietsmanagement spielt hier eine 
wesentliche Rolle. 

Mehr Landwirtschaft bedeutet bei unverändertem Wassermanagement einen 
höheren Wasserverbrauch. Immer weniger brauchbares Wasser führt zu einer 
immer teureren Produktion von Lebensmitteln. In einigen Regionen mit inten- 
siv betriebener Landwirtschaft seien die Grenzen der Wasserversorgung bereits 
erreicht oder sogar überschritten, heißt es in einem Bericht des UN-Umweltpro- 
gramms (UNEP) und des internationalen Instituts für Wassermanagement 
GmbH. Als Gegenmaßnahme schlägt der Bericht vor, die Landwirte mit Hilfe 
von Anreizen dazu zu bringen, schonender mit Umwelt und Wasser zu wirt- 
schaften, denn oft steht Wasser noch kostenlos oder zu hoch subventionierten 
Preisen zur Verfügung. Deshalb wird mehr von dieser Ressource verbraucht, 
als nötig wäre. Dies trägt wiederam zur Verknappung bei. 

Neben dem Agrarbereich benötigt insbesondere die Industrie einen erheblichen 
Anteil der Wasserressourcen. Deshalb bedarf es eines engen und vernetzten 
Zusammenspiels zwischen Politik, Ökonomie und Gesellschaft, um eine nach- 
haltige Zusammenarbeit von Landwirtschaft und Industrie in Bezug auf die 
Ressource Wasser auszubauen. 

Was den zukünftigen Zugang zu nutzbarem Wasser angeht, ergibt sich folgen- 
des Bild: Nach Angaben der Vereinten Nationen werden bis 2025 drei Milliar- 
den der dann über acht Milliarden Menschen unter Wasserknappheit leiden. 
Über 80 Prozent davon werden in Entwicklungsländern — überwiegend in länd- 
lichen Regionen - leben. 

Dort haben auch heute noch fast 800 Millionen Menschen keinen Zugang zu 
sauberem Trinkwasser. An den Folgen verunreinigten Trinkwassers sterben 
jährlich 1,5 Millionen Menschen. 2,6 Milliarden Menschen fehlt der Zugang zu 
angemessenen sanitären Anlagen. Auf Grund dessen sterben täglich mnd 5 000 
Kinder an Durchfallerkrankungen — weltweit die zweithäufigste Todesursache 
von Kindern unter fünf Jahren. Laut einer Aussage des UN -Programms „Habi- 
tat“ haben in einigen städtischen Regionen Afrikas 50 Prozent der Bevölkerung 
keinen Zugang zu Wasser und bis zu 60 Prozent fehlt es an ausreichenden sani- 
tären Anlagen. 

Im Juli 2010 erkannte die Vollversammlung der Vereinten Nationen eine Reso- 
lution zum Recht auf Wasser und Sanitärversorgung explizit an. Der UN- 
Menschenrechtsrat hat diese Entscheidung im September 2010 in seiner Reso- 
lution bekräftigt. Es ist von einer großen Mehrheit der Staaten anerkannt, dass 
dieses Menschenrecht durch die Artikel 11 und 12 des Internationalen Pakts 
über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte (WSK-Pakt) festgeschrieben 
und somit zumindest für jene Staaten bindend wird, die diesen Pakt ratifiziert 
haben. Zusammen mit Spanien stellt die Bundesregierung mit der Initiative der 
„Blue Group“ unter Beweis, dass sie bei der beschleunigten Umsetzung des 
Menschenrechts auf Wasser- und Sanitätsversorgung eine Führungsrolle ein- 
nimmt. 
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Sowohl der Zugang zu Wasser als auch die Verfügbarkeit von Wasser variieren 
regional sehr stark. Am meisten leiden die Bewohner ärmerer Regionen unter 
der Wasserknappheit. Ihre Situation ist aber nicht nur eine Folge der klimati- 
schen und geografischen Bedingungen: In vielen Ländern missachten die poli- 
tisch Verantwortlichen deren Bedürfnisse und ergreifen nicht genügend recht- 
lich-administrative, institutionelle und finanziell-investive Maßnahmen für die 
Wasser- und Sanitärversorgung und vernachlässigen, insbesondere im Agrarbe- 
reich, das Management der Wasserressourcen. 

Zahlreiche weitere Gebiete werden aufgrund des Klimawandels künftig mit 
Wassermangel zu kämpfen haben. Teilstudien des „UN-Millennium Ecosystem 
Assessment“ stellten fest, dass Dürren, Wüstenbildung und der damit verbun- 
dene Rückgang der landwirtschaftlichen Erträge zukünftig zu den stärksten 
Faktoren gehören werden, die Menschen zwingen, aus Trockengebieten in an- 
dere Regionen zu migrieren. Betroffen sind davon insbesondere die nord- und 
subsaharischen Staaten Afrikas, der Nahe und Mittlere Osten sowie Südost- 
asien und weite Teile Nordchinas. 

Der Kampf um die knappe Ressource Wasser lässt immer mehr konfiiktträch- 
tige Regionen entstehen. Schon heute findet die Mehrzahl der bewaffneten 
Konflikte weltweit in ariden Regionen statt. Gerade im Nahen Osten ist zu be- 
obachten, dass die Frage der Emährungssicherheit und der Wasserversorgung 
immer mehr eine Frage von Frieden und Sicherheit wird. In Kenia, Tansania 
oder der Elfenbeinküste eskalieren zum Beispiel Konflikte zwischen sesshaften 
Bauern und nomadischen Hirten um Wasserstellen. Weitere Konflikte entstehen 
dort, wo der Zugang zu Wasser für die lokale Bevölkerung durch überhöhte 
Preise zusätzlich erschwert wird bzw. Staaten sich untereinander die Wasser- 
ressourcen streitig machen. In vielen der weltweit 263 internationalen Fluss- 
becken gibt es kein funktionierendes grenzüberschreitendes Wassermanage- 
ment. Daneben sind Korruption und mangelnde Infrastruktur in Entwicklungs- 
ländern weitere Haupthindernisse für eine ausreichende Versorgung der Bevöl- 
kerung mit Wasser. 

Im Umgang mit Wasser entstehen zudem rechtliche Probleme. Dazu zählen die 
vielerorts ungeklärten Eigentumsregelungen, ln vielen Teilen der Welt sind 
Landrechte gleichbedeutend mit Wasserrechten. Mit dem Erwerb des Bodens 
geht oft das Recht einher, das dort vorhandene Wasser ohne zusätzliche Kosten 
zu nutzen. Dieses Problem wird in den betroffenen Entwicklungsländern durch 
unzureichenden rechtlichen Schutz auf nationalstaatlicher Ebene verschärft. 
Dies wiederum hat die Konsequenz, dass die Bevölkerung nicht mehr auf 
lokale Wasserressourcen zugreifen kann, wodurch die Durchsetzung des Rech- 
tes auf Wasser verhindert wird. Wenn andererseits Kleinbauern Besitztitel auf 
Land und Wasser bekommen, verbessert dies ihre Rechte, erhöht aber auch ihre 
Eigenverantwortung im Umgang mit den Ressourcen. 

Ansätze zur Lösung der weltweiten Wasserprobleme sind schon weitgehend 
vorhanden. So werden neue, preiswerte Verfahren entwickelt, um Wasser aus 
belasteten Brunnen, Bächen und Seen zu reinigen. Es wird massiv am Ausbau 
des Abwasserrecyclings oder an energiesparenden Verfahren zur Meerwasser- 
entsalzung gearbeitet. Darüber hinaus wird mit dem Ziel geforscht, durch neue 
Züchtungen besonders dürreresistenter Nutzpflanzen sichere Erträge trotz ge- 
ringer Bewässerung zu erzielen. Ein gelungenes Beispiel hierfür ist die Einfüh- 
rung der orangefarbenen Süßkartoffel in Mosambik. Hier haben Wissenschaft- 
ler durch Biofortifikation — Anreicherung des Nährstoffgehalts - eine Vitamin- 
A-reiche Variante der Süßkartoffel erzeugt, die gesünder und zudem noch dür- 
reresistenter ist als andere Vitamin-A -haltige Pflanzen. 

ln Zusammenarbeit zwischen dem International Maize and Wheat Improve- 
ment Center (CIMMYT) und dem International Institute of Tropical Agricul- 
ture (UTA) wurden außerdem dürreresistente Maispfianzen entwickelt. In ge- 
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zielten Projekten werden ca. 50 Variationen dieser Pflanzen von ansässigen 
Kleinbauern getestet. Diese internationalen Agrarforschungsinstitute sind im 
Netzwerk CGIAR (Consultative Group on International Agricultural Research) 
zusammengeschlossen und werden auch durch die Bundesregierung finanziell 
unterstützt. 

Einen wichtigen Beitrag zum globalen Wassermanagement leistet beispiels- 
weise das International Water Management Institute (IWMl). Mit seinen inter- 
aktiven Planungs- und Analyse-Tools für Entscheidungsträger im Wassersektor 
bietet das IWMl die Voraussetzungen, eine interaktive Vernetzung des Wasser- 
sektors zu ermöglichen und so für multisektorale Planung zu sorgen. Die 
Modelle sind darauf ausgelegt, Austauschbeziehungen zwischen niederschlags- 
reichen und niederschlagsarmen Regionen herzustellen und die zukünftige 
Nachfrage nach Wasser für einzelne Länder zu berechnen. 

Da der Konkurrenzdruck um Wasser immer größer wird, bietet die Nutzung 
von Abwasser eine mögliche neue Strategie, um den Druck auf der Bewässe- 
rungsseite abzumildem. Während Regenfälle schwer vorhersagbar sind, steht 
das nach Aufbereitung grundsätzlich für die Landwirtschaft nutzbare Abwasser 
in relativ konstanter Menge fast überall zur Verfügung. Vielfach wird diese 
Wasserressource aus kulturellen Gründen allerdings nur zögerlich für die Nut- 
zung in Betracht gezogen. Das IWMl fördert weltweit Strategien, um Abwasser 
gesundheitlich unschädlich aufzubereiten und für die Bewässerung einsetzbar 
zu machen. Ein möglicher positiver Nebeneffekt ist die Funktion des Abwas- 
sers als Düngemittel. Einfache und preiswerte Methoden einer natürlichen 
Wasseraufbereitung, wie zum Beispiel mit Hilfe von Schilfrohrbeeten, können 
ohne großen Aufwand umgesetzt werden. Parallel sind Maßnahmen von dezen- 
tralem Rainwater Harvesting und der Speicherung von Regenwasser sehr viel- 
versprechend. 

ln vielen Ländern werden die Sektoren Wasser, Energie und Emährungssicher- 
heit noch unabhängig voneinander entwickelt und verwaltet, ohne zu berück- 
sichtigen, dass sie miteinander verbunden und voneinander abhängig sind. Um 
in diesem Zusammenhang eine ausreichende Ernährung nachhaltig zu sichern, 
braucht es daher vernetztes Denken und Handeln. Die Bonner Konferenz „The 
Water, Energy and Food Security Nexus“ im Jahr 2011 war ein wichtiger Bei- 
trag Deutschlands zur UN-Konferenz für nachhaltige Entwicklung im kom- 
menden Jahr in Rio de Janeiro. Die dort postulierte Politikkohärenz der unter- 
schiedlichen Nutzungen in den von Wasserknappheit betroffenen Regionen und 
Ländern zu verankern, ist ein wichtiger Bestandteil einer konfiiktpräventiven 
Politik. 

Eine der Zielvorgaben des siebten Millenniumsentwicklungsziels ist es, zwi- 
schen 1990 und 2015 den Anteil der Menschen, die keinen nachhaltigen Zu- 
gang zu sauberem Trinkwasser und sanitärer Grundversorgung haben, um die 
Hälfte zu senken. Mittlerweile konnte erfreulicherweise das Erreichen dieses 
Ziels, noch vor Ablauf der Frist, verkündet werden. Jedoch bedarf es angesichts 
einer rapide wachsenden Weltbevölkerung weiterer Anstrengungen. Wie eine 
aktuelle Studie der UNEP zu Wasser und Emährungssicherung feststellt, 
könnte die Zahl der von Wasserknappheit Betroffenen bald auf zwei Milliarden 
steigen. 

Auch deshalb haben die Vereinten Nationen eine Wasserdekade „Water for 
Life“ für den Zeitraum 2005 bis 2015 ausgerufen, deren Ziel ein verbesserter 
Zugang zu sauberem Wasser ist. Das Jahr 2013 wurde von den Vereinten Natio- 
nen zum Jahr der internationalen Wasserkooperation erklärt, um Aufmerksam- 
keit auf die ungeklärten Fragen in Zusammenhang mit internationalen Fluss- 
becken zu lenken. Ebenso wird sich die Weltwasserwoche in Stockholm 2012 
mit dem Thema Wasser und Emährungssicherheit beschäftigen. 
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Beim G8-Gipfel in L’Aquila im Juli 2009 stand das Thema Wasser erstmals seit 
der Verabschiedung des G8-Wasseraktionsplans in Evian 2003 wieder auf der 
Agenda. Besonders hervorgehoben wurde dabei die Notwendigkeit einer engen 
Zusammenarbeit mit afrikanischen Staaten. Das Ergebnis war eine Gemein- 
schaftserklämng der G8 und ihrer afrikanischen Partner zur Stärkung der 
Afrika-G8-Partnerschaft zu Wasser und Sanitärversorgung. Als größter bilate- 
raler Geber im Wassersektor in Afrika hatte sich Deutschland intensiv für die- 
sen partnerschaftlichen Ansatz eingesetzt. 

Der Deutsche Bundestag begrüßt ausdrücklich, dass die Bundesregierung 
„Nachhaltige Wasserpolitik“ als ein Schwerpunktthema im Fortschrittsbericht 
2012 zur nationalen Nachhaltigkeitsstrategie herausgestellt hat und damit die 
Bedeutung des Wassers für eine nachhaltige Entwicklung unterstreicht. So un- 
terstützt etwa das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung (BMZ) die internationalen Anstrengungen durch die Förderung 
der Aktivitäten von UN Water mit dem Ziel, die Kohärenz, Koordination und 
Synergien der mehr als 2 Dutzend im Wassersektor aktiven UN-Institutionen zu 
fördern. Das Auswärtige Amt fördert seit 2008 als Teil der EU-Zentral- 
asienstrategie die Wasserinitiative Zentralasien („Berliner Prozess“), um regio- 
nale Kooperation auf der Grundlage gemeinsamen Managements der knappen 
Wasserressourcen in der Region zu stärken. Anfang März 2012 wurde dieses 
Vorhaben durch eine Konferenz in Berlin mit den Außen- und Wasserministem 
der Region in eine zweite Phase überführt. 

Weltweit ist Deutschland zweitgrößter bilateraler Geber im Wassersektor mit 
einem jährlichen Fördervolumen von rund 350 Mio. Euro für direkte Maßnah- 
men in insgesamt 28 Schwerpunktländem. Speziell im Wassersektor haben die 
Förderung regionaler Kooperationen zwischen Entwicklungsländern und die 
Unterstützung von Regionalorganisationen an Bedeutung gewonnen. Durch die 
Verbesserung der Wasser- und Sanitärversorgung profitieren von den laufenden 
Vorhaben der deutschen Entwicklungszusammenarbeit etwa 80 Millionen Men- 
schen weltweit. 

Die deutsche Entwicklungszusammenarbeit hat sich zu einem integrierten Was- 
serressourcenmanagement (IWRM), d. h. zur koordinierten Entwicklung und 
zum koordinierten Management von Wasser, Land und den damit in Beziehung 
stehenden Ressourcen verpflichtet. Wichtige Ziele des IWRM sind, Wasser- 
ressourcen nachhaltig zu nutzen, Konflikte um Wasser friedlich zu lösen, be- 
zahlbaren Zugang zu Trinkwasser zu ermöglichen und Krankheiten einzu- 
dämmen, die durch unsauberes Wasser hervorgemfen werden. 

II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierang auf, 

1. im Rahmen des Rio+20-Prozesses die sich durch den Klimawandel verstär- 
kende Wasserknappheit und deren Auswirkung auf die Emährungssicherung 
unter Berücksichtigung des Nexus von Emährungssicherung, Wasser und 
Energie als Thema verstärkt einzubringen und dabei dafür einzutreten, dass 
wirksame Maßnahmen durch die Entwicklungspartner vereinbart werden; 

2. sich dafür einzusetzen, dass beim IPCC (Intergovernmental Panel on Cli- 
mate Change) und UNFCCC (United Nations Framework Convention on 
Climate Change) die absehbare Süßwasserknappheit als Folge des Klima- 
wandels bei den notwendigen Anpassungsverfahren verstärkt beachtet wird; 

3. auf europäischer Ebene die Strategien der EU zu Wasserknappheit und 
Dürre zu konkretisieren und in die internationalen Verhandlungen einzubrin- 
gen. Dabei sind insbesondere die gewonnenen Erkenntnisse zum Wasser- 
nachfragemanagement und zur Wasserversorgungsinfrastruktur zu berück- 
sichtigen; 
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4. die EU-Dürrebeobachtungsstelle in ein internationales System zu integrie- 
ren; 

5. den auf globaler Ebene absehbaren Wasserkrisen durch vorsorgendes ent- 
wicklungspolitisches Handeln zu begegnen; 

6. einen globalen Bericht zu diesem Thema durch das „Committee on World 
Food Security“ (CFS) bei der UN zu initiieren; 

7. die internationalen Entwicklungsbanken aufzufordern, den beschlossenen 
Aktionsplan (Joint Multilateral Development Bank’s Action Plan for Im- 
proving Coordination on Food and Water Security) zu Wasser, Nahrung 
und Landwirtschaft zügig umzusetzen; 

8. internationale Forschungen zu Pflanzen mit besserer Anpassung an Dürre- 
perioden zu unterstützen und sich für deren Verbreitung einzusetzen; 

9. globale Forschungen zum Zusammenspiel von Forst- und Landwirtschaft 
zur Wassereinsparung, wie beispielsweise bei den Studien des CGIAR 
(Consultative Group on International Agricultural Research), zu stärken 
und Pilotanwendungen zu unterstützen; 

10. die Wasserversorgung in betroffenen Ländern zu verbessern, indem emeu- 
erbare Energien für diesen Einsatz unterstützt werden; 

11. den ersten so genannten Bericht der FAO (Food and Agriculture Organiza- 
tion of the United Nations) „The State of the World’s Land and Water Re- 
sources for Food and Agriculture“ (SOLAW) auszuwerten und in die Ent- 
wicklungspolitik einfließen zu lassen; 

12. daraufhinzuwirken, dass bei der Fortschreibung der „EU Food Facility“ 
die Thematik „Wasser und Emährang“ als eines der „Programmes with a 
Specific Thematic Focus“ aufgenommen wird; 

13. die Ergebnisse der „2030 Water Resources Group“ in der politischen Dis- 
kussion und bei den zukünftigen entwicklungspolitischen Planungen des 
BMZ zu berücksichtigen; 

14. den Wassersektor als Schwerpunktbereich der deutschen Entwicklungszu- 
sammenarbeit weiter auszubauen und das IWRM insbesondere im Bereich 
der Emährungssicherheit verstärkt fortzusetzen; 

15. die politischen, rechtlichen und organisatorischen Rahmenbedingungen für 
effiziente Organisationen und Regelwerke im Wassersektor weiterzuent- 
wickeln und dabei gute Regierungsführung, transparente öffentliche Dis- 
kussionen, die Einigung auf klare Wassersektorstrategien und eine inter- 
nationale Kooperation anzustreben; 

16. die Entwicklung und Verbreitung von neuen Technologien zum verbesser- 
ten Wassermanagement — vor allem für und in Entwicklungsländern — vor- 
anzutreiben sowie bereits erfolgreiche Methoden der Wasserbewirtschaf- 
tung in die Konzepte der deutschen Entwicklungszusammenarbeit einzu- 
bauen; 

17. sich weiterhin dafür einzusetzen, dass das Menschenrecht auf sauberes 
Trinkwasser und Sanitärversorgung weltweit umgesetzt wird; 

18. auf internationaler Ebene das Thema Wasser verstärkt zu verfolgen, insbe- 
sondere mit Blick auf mögliche außen-, entwicklungs- und sicherheitspoli- 
tische Implikationen von Wasserverknappung, auch im Zusammenhang mit 
dem Klimawandel; 
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19. die Wasserinitiative Zentralasien („Berliner Prozess“) als Prototyp eines in- 
tegrierten Ansatzes zur Prävention und Lösung von Wasserverteilungskon- 
flikten auf der Grundlage der Beschlüsse der Konferenz mit den Außen- 
und Wasserministem am 7./8. März 2012 fortzusetzen und auszubauen; 

20. die Stärkung der Eigentumsrechte der lokalen Nutzer auf Land und Wasser 
in Entwicklungsländern zu fördern, um damit Ausbeutung vorzubeugen; 

21. im Rahmen der Entwicklungszusammenarbeit darauf hinzuwirken, dass 
private Wasserversorgungsbetriebe in Entwicklungsländern durch geeig- 
nete Reguliemng Tarifsysteme anwenden, die auch der armen Bevölkemng 
den Wasserzugang zu bezahlbaren Preisen erlauben; 

22. die Strategien gegen zunehmende Wasserknappheit als Aufgabenbereich 
der neuen „Task Force für Emähmngssicherheit“ des BMZ aufzunehmen. 


Berlin, den 27. März 2012 

Volker Kauder, Gerda Hasself eldt und Fraktion 
Rainer Brüderle und Fraktion 
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